
LINKE

Liebe Genossinnen, liebe Genossen,

hiermit laden wir euch herzlich ein zur nächsten

Kreismitgliederversammlung
am Dienstag, 04. November 2008,  19:00 Uhr,
Berufskolleg Südstadt, Zugweg 48, 50677 Köln,
Köln-Südstadt, KVB-Haltestelle „Chlodwigplatz“.

Folgende Tagesordnung schlagen wir vor:

Begrüßung1. 

Wahl von Tagespräsidium, Mandatsprüfungs- und Zählkommission2. 

Beschlussfassung über Tages-, Wahl- und Geschäftsordnung3. 

Tritt DIE LINKE Köln mit einem/einer eigenen OB-Kandidaten/-in an?4. 

a) Vorstellung der möglichen Kandidaten/-innen

b) Entscheidung über den Antritt der LINKEN Köln

c) Ggf. Wahl eines/einer Kandidaten/-in

Beratung über den Antritt der LINKEN Köln bei den5. 

Kommunalwahlen mit einer Offenen Liste

Nachwahlen zum Kreisvorstand6. 

a) Wahl einer Sprecherin

b) Wahlen zweier weiblicher Mitglieder des erweit. Kreisvorstands

Beratung weiterer Anträge7. 

Mit solidarischen Grüßen, für den Kreisvorstand
Hans Günter Bell (Sprecher)
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So verheerend die Folgen der Fi-
nanzmarktkrise auch sein mögen, 
vor allem die Verstärkung der Re-
zessionstendenzen und der Ver-
lust vieler Arbeitsplätze: Diese Kri-
se birgt für DIE LINKE auch eine 
Chance. Das hat auch die Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung erkannt, de-
ren Herausgeber Berthold Kohler in 
der Ausgabe vom 9. Oktober 2008 
warnte:

„Die Krise beschert nicht nur der 
Linkspartei eine Hausse, sie versetzt 
das gesamte Koordinatensystem der 
Republik nach links.“

Zwar steht nicht die Vergesell-
schaftung des Banken- und Versi-
cherungswesens als Ganzes bevor, 
auch ist nicht zu erwarten, dass die 
große Koalition ihre verfehlte Wirt-
schafts- und Steuerpolitik grundle-
gend ändern wird, doch:

„Die Welt wird nicht wieder so wer-
den wie vor der Krise“

– so jüngst der Bundesfi nanz-
minister Peer Steinbrück in einer 
Regierungserklärung vor dem Bun-
destag.

Es besteht mithin die Hoffnung, 
dass am Ende immerhin eine von 
der LINKEN schon seit langem ge-
forderte stärkere Regulierung der 
internationalen Finanzmärkte und 
eine Aufwertung der Realwirtschaft 
gegenüber den spekulativen Fi-
nanzmärkten steht.

Mittelfristig noch wichtiger als die 
einzelnen Maßnahmen ist jedoch 
die Verstärkung des Stimmungs-
wandels der Bevölkerung: Die Be-
fürworter von Privatisierungen und 

DIE LINKE Köln:
eine Partei in Bewegung

Fortsetzung auf Seite 2!

Von Hans Günter Bell, Sprecher der LINKEN Köln

Kreisverband Köln

„Solidarische Stadt“: Einladung zur Kom-
munalpolitischen Tagung der Partei
Sa., 01. Nov. 08, 11:00 bis 17:00 Uhr,
Bürgerhaus Kalk, Kalk-Mülheimer Str. 58.

Mehr auf Seite 3!

VA „Die Zukunft von ARD und ZDF“ von 
Partei, Ratsfraktion und AK „Kunst ...“
Sa., 25. Okt. 08, 13:00 bis 15:00 Uhr, Se-
natshotel, Unter Goldschmied 9-17, Nähe 
Spanischer Bau / Historisches Ratshaus.

Mehr auf Seite 8!

die Anhänger der heilsbringenden 
Kraft der Märkte sind gewaltig in 
die Defensive geraten. DIE LINKE 
und mit uns alle politischen und 
gesellschaftlichen Kräfte, die die-
sen Lobgesängen schon immer 
widersprochen haben, haben jetzt 
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Oberwasser. Unsere Konzepte einer 
stärkeren staatlichen Regulierung 
und einer Demokratisierung der 
Wirtschaft fi nden viel Zuspruch.

Im Juni, also noch vor der aktuel-
len Verschärfung der Finanzmarkt-
krise, stimmten 70 Prozent der vom 
Sozialforschungsinstitut Forsa im 
Auftrag des Deutschen Beamten-
bundes Befragten der Aussage zu, 
der Staat solle eine stärkere Rolle 
einnehmen, um seine Bürger von 
den negativen Effekten der Globa-
lisierung zu schützen.

Und nur noch 18 Prozent der 
Befragten waren dafür, dass noch 
mehr öffentliche Dienstleistungen 
privatisiert werden. Die meisten 
glauben, dass bereits vorgenom-
mene Privatisierungen nicht zu 
einer Verbesserung des Angebots 
geführt haben.

Um diese günstige Situation zu 
nutzen, die Stimmung bei den be-
vorstehenden Wahlen auch in Stim-
men umzusetzen und mit gestärk-
ten Positionen in Gesellschaft und 
Parlamenten erfolgreich für unsere 
politischen Ziele zu streiten, bedarf 
es einer starken LINKEN – auch in 
Köln.

Für den Aufbau einer starken 
LINKEN in Köln hat die Jahres-
hauptversammlung am 23. August 
2008 Grundlagen geschaffen. Wir 
haben ein Arbeitsprogramm be-
schlossen und einen 13-köpfi gen 
Kreisvorstand gewählt.

Arbeitsprogramm
Im Zentrum unserer Arbeit stehen 
Aktionen, mit denen wir in der Öf-
fentlichkeit für unsere Ziele wer-
ben.

Mit Aktionsformen, die zum 
Mitmachen einladen, wollen wir 
gemeinsames Handeln erfahrbar 
machen.

Projekte
Den zeitlich befristeten und auf ein 
Thema konzentrierten Projekten 
kommt in der Arbeit der LINKEN 
Köln besonderes Gewicht zu:

Projekt „Interkulturelles Köln“ ⇒
Projekt „Kommunalwahlpro- ⇒
gramm“

Projekt „Für soziale Gerechtig- ⇒
keit und gegen Entwürdigung: 
Jetzt aufstehen gegen Hartz IV“

Projekt „1.000“ (Mitgliederwer- ⇒
bung)

Arbeitskreise
DIE LINKE Köln hat zudem folgen-
de Arbeitskreise eingerichtet:

AK „Europa“ ⇒
AK „Kunst, Kultur, Medien“ ⇒
AK „Jugend und Schule“ ⇒
AK „Soziales / Hartz IV“ ⇒
AK „Stadtentwicklung“ ⇒

Eigenständige
Arbeitsgruppen
Des Weiteren bestehen die eigen-
ständigen

Jugendorganisationen linksju- ⇒
gend [´solid] und DIE LINKE. 
SDS sowie

die Frauengruppe LISA (Linke  ⇒
sozialistische Arbeitsgemein-
schaft Frauen).

Kampagnen
Wichtig ist unsere Beteiligung an 
ausgewählten Kampagnen der Bun-
des- oder Landespartei.

Konkret sind wir jetzt in die bun-
desweite Rentenkampagne der 
LINKEN mit dem Titel „Gute Ar-
beit, gute Löhne, gute Rente“ ein-
gestiegen.

Höhepunkt und vorläufi ger Ab-
schluss dieser Kampagnen wird 
eine Veranstaltung mit Oskar La-
fontaine am 05. Dezember 2008 
sein.

Doch ein beschlossenes Arbeits-
programm und ein gewählter Kreis-
vorstand sind nur zwei Bausteine – 
und nicht einmal die wichtigsten.

Aktive Beteiligung!
Worauf es jetzt ankommt, ist die 
aktive Beteiligung vieler Mitglieder 
der LINKEN Köln an der Umset-
zung der Arbeitsvorhaben. Meine 
Bitte:

Lasst uns die vor uns liegenden 
Aufgaben gemeinsam angehen. 
Nutzt die Angebote, euch in den 
Ortsverbänden, Projektgruppen 
und Arbeitskreisen zu beteiligen.

Ich bin mir sicher: Am Ende des 
vor uns liegenden Wahlkampfmara-
thons wird DIE LINKE in Köln die 
von den Mitgliedern her drittstärks-
te Partei sein, und wir werden eine 
erheblich gestärkte parlamentari-
sche Präsenz haben.

Vor allem werden wir durch die 
offensive und engagierte Auseinan-
dersetzung mit den tatsächlichen 
politischen Gegnern als Partei zu-
sammengewachsen sein und an 
politischem Profi l gewonnen ha-
ben.

Mitglieder
des Kreisvorstands

Sprecher

Hans Günter Bell

Stellv. Sprecherinnen

Sengül Senol; Gisela Stahlhofen

Schatzmeister

Martin Nees

Weitere Vorstandsmitglieder

Marie Bakir; Nijat Bakis; Özlem Demi-
rel; Dieter Koberg; Wolfgang Lindweiler;
Angelika Link-Wilden; Peter Löwisch; 
Alexander Recht; Benjamin Wernigk

„Die Deutschen wollen ihren starken Staat zurück“ („Die Welt“, 8.10.08)

Im Juni, also noch vor der aktuellen Verschärfung der Finanzmarktkri-
se, stimmten 70 % der vom Sozialforschungsinstitut Forsa im Auftrag 
des Deutschen Beamtenbundes Befragten der Aussage zu, der Staat 
solle eine stärkere Rolle einnehmen, um seine Bürger von den nega-
tiven Effekten der Globalisierung zu schützen. Und nur noch 18 % der 
Befragten waren dafür, dass noch mehr öffentliche Dienstleistungen 
privatisiert werden. Die meisten glauben, dass bereits vorgenommene 
Privatisierungen nicht zur Verbesserung des Angebots geführt haben.
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„Solidarische Stadt“: Kommunalpolitische 
Tagung der LINKEN Köln

Von Hans Günter Bell,
Sprecher der LINKEN Köln

Seit einigen Wochen befassen sich 
Arbeitsgruppen der LINKEN Köln 
mit den Inhalten unseres Kommu-
nalwahlprogramms.

Eine vollständige Übersicht fi n-
det ihr im Mitgliederbereich unse-
rer Internetseite.

Vorstellung der
Zwischenergebnisse
Am 01.11.2008 werden einige die-
ser Arbeitsgruppen euch, den Mit-
gliedern der LINKEN Köln, und ei-
ner interessierten Öffentlichkeit die 
Zwischenergebnisse vorstellen.

Die kritischen Kommentare und 
Vorschläge werden dann in der wei-
teren Beratung berücksichtigt wer-
den, bevor Anfang 2009 der Entwurf 
des Kommunalwahlprogramms als 
Antrag an die Mitgliederversamm-
lung am Samstag, 31.01.2009, ver-
sandt werden wird.

Es geht also auf der Tagung am 
01.11.2008 noch nicht um den Be-
schluss unseres Programms, son-
dern nur um eine erste öffentliche 
Diskussion wichtiger Eckpunkte.

Verständigung
auf Schwerpunkte
Es ist klar, dass wir im Kommunal-
wahlkampf nicht zu allen Themen 
gleich viel werden sagen können.

Eine Konzentration auf drei bis 
fünf Kernbereiche, mit denen sich 
DIE LINKE Köln öffentlich wahr-
nehmbar äußern und als Partei pro-
fi lieren kann, ist erforderlich.

Daher wollen wir am Ende die 
Arbeitsgruppen auswerten und uns 
auf Schwerpunkte unseres Kommu-
nalwahlprogramms verständigen.

Aus den Beschlüssen der Ge-
samtpartei auf ihrem letzten Partei-
tag und unserem eigenen Arbeits-
programm ergeben sich zunächst 
folgende mögliche Schwerpunkte:

Das politische Thema der Partei 
DIE LINKE ist der Kampf für soziale 
Gerechtigkeit.

Weitere Kernthemen sind:

der Kampf gegen die Privatisie- −
rung öffentlicher Einrichtungen 
und Güter und für die demokrati-
sche Kontrolle bürgerfreundlicher 
öffentlicher Unternehmen;

die Gestaltung eines interkultu- −
rellen Kölns;

Beiträge zur Geschlechterge- −
rechtigkeit;

der sozialökologische Umbau  −
mit seinen verschiedenen Facetten 
(z.B. etwa der kommunalen Ener-
gie-, Verkehrs- und Wohnungsbau-
politik).

Dabei ist unsere Kommunalpoli-
tik durch und durch demokratisch 
und emanzipatorisch. Sie ist darauf 
gerichtet, Entscheidungen part-
nerschaftlich mit den Menschen 
zu treffen und umzusetzen bzw. 
Entscheidungen direkt der Gesell-
schaft zu übertragen.

Ein besonderes Wahlziel der 
LINKEN ist zudem sicherlich, 
Rechtspopulisten und Neonazis 
aus den Räten und Bezirksvertre-
tungen heraus zu halten. Es wird 
darauf ankommen, diese Themen 
in konkreten und mobilisierenden 
Forderungen zu verdichten, wie 
z.B. dem Sozialtarif für Strom und 
Wasser oder der kostenfreien Erst-
ausstattung für Schulanfänger/-
innen.

am Sa., 01. November 2008, 11:00 bis 17:00 Uhr,
im Bürgerhaus Kalk, Kalk-Mülheimer Str. 58.

Programm
11:00 h Begrüßung: Aufgabe und Ablauf

11:20 h Vorstellung der Arbeitsgruppen

11:30 h Arbeitsgruppenblock 1

1 Gegen Rechts 4 Öffentliche Daseinsvorsorge

2 Interkulturelles Köln 5 Soziales / Hartz IV

3 Kultur

13:00 h Mittagspause

14:00 h Arbeitsgruppenblock 2

6 Kommunale Demokratie 8 Wirtschaft und Arbeitsmarkt

7 Verkehr 9 Wohnen

15:30 h Kaffeepause

16:00 h Moderierte Vorstellung der Arbeitsgruppenergebnisse

16:30 h Verständigung auf Schwerpunkte des Kommunalwahlprogramms

17:00 h Ende

Anmeldung nicht vergessen!
Bitte denkt daran, euch für diese Tagung anzumelden. Gebt zudem bitte unbe-
dingt an, ob ihr das angebotene Mittagessen haben wollt.

Bitte Postkarte an: DIE LINKE. Köln, Metzer Straße 24, 50677 Köln,

oder E-Mail an: koeln@die-linke.org.
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Wir legen los! Projektgruppe „Hartz IV“ 
sucht weitere MitstreiterInnen

Mit dem Ausgang der Wahlen in 
Bayern am 25.09.2008 hat der Bun-
destagswahlkampf 2009 begonnen. 
Frank Walter Steinmeier, designier-
ter Kanzlerkandidat der SPD, emp-
fahl seinen „Genossen“, in Hin-
blick auf die „Agenda 2010“ nicht 
rückwärts zu schauen, sondern den 
Blick nach vorne zu richten.

Das könnte ihm so passen! Als 
vor 5 Jahren die Agenda 2010 mit 
großem medialen Tamtam aus der 
Taufe gehoben wurde und 2 Jahre 
später die „Hartz-IV-Reform“ folg-
te, ahnte wohl keiner der damali-
gen Väter dieser „Reformen“, was 
sie damit anrichten sollten.

Horroszenario Hartz IV
Schröder, Clement, Müntefering, 
Steinmeier und schließlich Peter 
Hartz stehen namentlich für ein 
Projekt, das zu den tiefgreifends-
ten sozialen Verwerfungen in der 
Nachkriegsgeschichte dieses Lan-
des geführt hat. Was ursprünglich 
harmlos als Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe da-
herkam, entpuppte sich als büro-
kratisches Monster, das  – um nur 
einige Stichpunkte des Horrorsze-
narios zu nennen – steht für:

 den Kampf gegen Arbeitslose  −
statt gegen Arbeitslosigkeit,

den Abbau von Grundrechten, −

den Abbau von Arbeitnehmer- −
schutzrechten,

Lohndumping und Arbeitlosig- −
keit durch 1-€-Jobs,

Lohnabbau, −

allgemeine Armut sowie auch  −
besondere bei Kindern und Alten.

„Hartz IV“ wirkt! 
Wer heute noch das Glück hat, in 
einem sozialversicherungspfl ich-
tigen Arbeitsverhältnis in einer ta-
rifgebundenen Firma arbeiten zu 
dürfen, wird zum „Exoten“.

Wo Unternehmer es können, wer-
den Leih- und Zeitarbeitnehmer, 
geringfügig Beschäftigte, „Prakti-
kanten“ usw. beschäftigt, und alles, 
was nicht mit der „Kernprodukti-
on“ zu tun hat, wird „outgesourct“. 
Wen wundert es, dass unter die-
sen Bedingungen die Reallöhne in 
Deutschland seit Jahren nicht mehr 
steigen! Exoten sterben aus.

So dämmert es der „Mittel-
schicht“ zunehmend, dass mit 
„Hartz IV“ nicht der letzte versoffe-
ne Brückenpenner gemeint war, den 
man zur „Arbeit“ treiben muss, son-
dern sie selbst. Der 53-jährige Herr 
Dr. Ing., der bei Nokia in Bochum 
seinen Arbeitsplatz verliert, wird – 
nachdem der ALG-I-Bezug beendet 
ist – bis zu seinem 65. Lebensjahr 
vom Ersparten leben müssen (weil 
er nach Hartz IV nicht „bedürftig“ 
wird), der insolvente Freiberufl er 
wird gleich durchgereicht.

Bei den Arbeitslosen, aber auch 
in weiten Kreisen der Bevölkerung 
herrscht Unmut über diese Lage. 
Wahlbeteiligungen, Wahlergebnis-
se und nicht zuletzt das dynami-
sche Wachstum der LINKEN sind 
Ausdruck dafür. Aber noch ist die-
ser Unmut diffus und nicht auf die 
Änderung der Lage zielgerichtet. 
Hier setzt die Arbeit unserer Pro-

jektgruppe „Für soziale Gerech-
tigkeit und gegen Entwürdigung: 
Jetzt aufstehen gegen Hartz IV“ 
an. Durch zielgruppenspezifi sche 
Aufklärungsarbeit – verbunden mit 
wirksamen Aktionen – wollen wir 
die Auseinandersetzung um Hartz 
IV zu einem Schwerpunkt unserer 
Arbeit ausbauen und so das soziale 
Profi l unserer Partei in Köln weiter 
schärfen.

MitstreiterInnen
gesucht!
Wir bauen unsere Sozialbera-
tung weiter aus. Dazu brauchen 
wir erstens GenossInnen, die 
tagsüber Zeit haben und bereit 
sind, nach Kurzeinweisung als 
„Beistand“ für arbeitslose Men-
schen bei der Bundesagentur 
oder bei der ArGe zu wirken.

 Zweitens suchen wir weite-
re Aktive, die bereit sind, nach 
gründlicher Schulung als Sozi-
alberaterIn tätig zu werden.

Projekttreffen!

Fortbildung zum Thema „Hartz 
IV“ mit Martin Bersing
25./26.10, je von 11-16 Uhr, 
Parteibüro, Metzer Str. 24.

Reguläre PG-Treffen
23.10. und 06.11., je 19:00 Uhr, 
Parteibüro, Metzer Str. 24.

Aktion vor der ArGe
03.11., 07:30 Uhr, Luxemburger 
Str. 121.

Von Manfred Müller
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Die Rentenkampagne der LINKEN in Köln

War es 2001 die Dotcom-Blase, die 
platzte, so sind wir momentan Zeu-
ge der wohl größten und gefähr-
lichsten Krise des internationalen 
Finanzmarktes. Alle paar Jahre ver-
nichten die neoliberal deregulierten 
Finanzmärkte Massen von Kapital.

Und da sind wir auch schon bei 
der Rente. Da die gesetzliche Ren-
te ständig gekürzt wird, wurde die 
Altersvorsorge auf drei Säulen um-
geschichtet. Neben die gesetzliche 
Rente traten betriebliche und pri-
vate Altersvorsorge. Die Sozialbei-
träge für die Unternehmen sollen 
niedrig gehalten werden, die so 
entstehende Lücke müssen die Ar-
beitnehmer durch private Vorsorge 
(z.B. die „Riesterrente“) abdecken: 
ein Bombengeschäft für die Banken 
und die Versicherungsbranche und 
aus Arbeitnehmersicht perfi de!

Vom Unsinn
privater Vorsorge
Erstens stagnieren die Löhne bzw. 
sinken die Reallöhne bei gleichzei-
tigen Preiserhöhungen auf breiter 
Front. Zweitens sollen sich die Ar-
beitnehmer vom sinkenden Ein-
kommen auch noch privat gegen 
Altersarmut schützen. Und wie? In-
dem sie ihr Geld bei genau den Ver-
sicherungen und Banken anlegen 
sollen, die uns weltweit demons-
trieren, wie sie Milliardenbeträge 
verspielen und ganze Volkswirt-
schaften an den Abgrund fahren.

Die gesetzliche, paritätisch fi -
nanzierte Rente war lange Zeit die 
Grundlage der solidarischen Alters-
versorgung. Die gesetzliche Rente 
wurde und wird systematisch zer-
stört – und das jahrzehntelange 
Vertrauen in sie wurde von den 
Bundesregierungen seit Kohl ziel-
gerichtet untergraben.

So zielt die Rente mit 67 ja nicht 
darauf ab, dass die Menschen län-
ger arbeiten, sondern stellt eine 
Rentenkürzung dar, da schon 
heute die Mehrheit der Arbeitneh-
mer nicht bis zum 65. Lebensjahr 
arbeiten kann. In Zeiten von Mas-
senarbeitslosigkeit führt die Rente 
mit 67 zudem dazu, dass wenn 
manche der Älteren tatsächlich 
bis 67 arbeiten, Jüngere bei hoher 
Jugendarbeitslosigkeit zusätzlich 
das Nachsehen haben. Absurdis-
tan lässt grüßen, die Rente mit 67 
spielt faktisch Jung und Alt gegen-
einander aus und schürt damit den 
Generationenkonfl ikt.

Man sagt zwar zu Recht, dass 
es die LINKE ohne Hartz IV nicht 
gäbe, aber die Hartz-IV-Gesetze 
waren nur ein Teil des Instrumen-
tariums zur Zerstörung des Sozi-
alstaats. Denn auch die abhängig 
Beschäftigten, also die zukünftigen 
Rentner, stehen im Fokus des neoli-
beralen Umbaus des Sozialstaates.

Kernthema Rente
Die Rente steht im Zentrum des 
Angriffes auf den Sozialstaat und 

ist ein Kernthema der LINKEN!

Die Rente ist ein Thema, 
das so gut wie alle Krei-

se der Bevölkerung be-
trifft. Sie ist eine zent-
rale Frage, die Wahlen 
mitentscheiden wird. 
Die Mehrheit der Be-
völkerung ist gegen 
die Rente mit 67, DIE 
LINKE ist die einzige 

im Bundestag vertretene 
Partei, die diese Art der 

Rentenpolitik ablehnt und 
so die Mehrheitsmeinung der 

Bevölkerung vertritt. Hier kann 

DIE LINKE im Bündnis mit Ge-
werkschaften, Sozial- und Jugend-
verbänden die Stimme erheben.

Deshalb führt DIE LINKE eine 
bundesweite Kampagne zur Rente 
durch, die wir jetzt auch in Köln 
starten. Im Zeitfenster von Okto-
ber bis voraussichtlich Januar soll 
die Partei mobilisiert werden. Um 
eine erfolgreiche Kampagne durch-
führen zu können, ist es notwen-
dig, dass sich möglichst viele Mit-
glieder, Ortsverbände und andere 
Arbeitszusammenhänge unserer 
Partei aktiv und kreativ beteiligen. 
Macht also zahlreich mit!

Von Angelika Link-Wilden und Andreas Kern

Emeklilik ile ilgili hep öðrenmek iste-
diðim. Emeklilik sistemi nasýl çalýþýyor? 
‚Emeklilik Reformu’ ve etkileri. Emeklilik 
kampanyasi için genel seminer: Pazar 
9.11.2008 saat 14‘de., Metzer Str. 24.

Wirtschaftsdemokratie statt
Shareholder-Value-Regime:

Betriebsräte-/Gewerkschaftskonferenz 
der Linksfraktion im Bundestag

Mit Oskar Lafontaine, Guntram Schnei-
der (DGB-Vosi NRW), Michael Krätke ...

Mi, 12.11., 11-17 Uhr, im tectrum, Bis-
marckstr. 142 in Duisburg,

Anmeldung unter:
veranstaltungen@linksfraktion.de

Kampagnenaktivitäten

Grundlagenseminar zur Rentenfrage
22.10., 19 Uhr, Büro Metzer Str. 24.

Grundlagenseminar in türkischer und 
deutscher Sprache 
09.11., 14 Uhr, Büro Metzer Str. 24.

Aktionsseminar „Bodenzeitung“
15.11., 10-13:30, Büro Metzer Str. 24.

Kampagnenhöhepunkt:
Veranstaltung mit Oskar Lafontaine
05.12., 19 Uhr, Bürgerhaus Stollwerck, 
Dreikönigenstraße 23.

Hinzu kommen Vorträge in den OV’s, 
eine Aktionswoche in den Stadtteilen 
und vor Niedriglohnbetrieben sowie eine 
Fachtagung an der Uni bzw. der FH.
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Die Projektgruppe „Interkulturelles 
Köln“ und die Ratsfraktion führten 
im Juni eine Integrationskonferenz 
durch, auf der über 60 Teilneh-
merInnen über verschiedene As-
pekte von Integrationspolitik disku-
tierten.

Nach Begrüßung und Impulsrefe-
rat des LAGA-Vorsitzenden Tayfun 
Keltek, bei der die Kampagne „Hier 
wo ich lebe, will ich wählen“ vorge-
stellt wurde, ergriffen MigrantInnen 
beim „offenen Mikrofon“ das Wort. 
Zudem wurden in drei Arbeitsgrup-
pen Themen im Kölner Kontext ver-
tieft; mit einem Ratschlag über die 
Situation illegalisierter Menschen 
endete die Konferenz.

Beim Ratschlag wurde über die 
schlechte Lebenslage und die Pro-
bleme von illegalisierten Menschen 
diskutiert. Nach einer Schätzung 
der Uni Osnabrück leben ca. 20.000 
Menschen ohne gültigen Aufent-
haltsstatus in Köln. Auch wenn Ille-
galisierte keinen Aufenthaltsstatus 
haben, müssen allgemein gültige 
Menschenrechte wie das Recht auf 
Bildung oder Gesundheit für sie 
gewährleistet werden. Bei der Dis-
kussion wurden konkrete Wege er-
örtert, dies in Köln zu ermöglichen. 
Gleichzeitig wurde grundsätzlich 
kritisiert, dass Menschen in die Il-
legalität getrieben werden. Allen 
Illegalisierten einen gültigen Auf-
enthaltstitel zu erteilen (wie z.B. 
Spanien), war einstimmig getrage-
ne Forderung der Diskussion. 

Die Konferenz war erfolgreich 
und von weiter Bandbreite geprägt. 
Integration und Zusammenleben in 
Köln können auf der Ebene solcher 
Konferenzen gestärkt werden.

AG 1: Schule, Bildung, 
Integration 

Voraussetzung für langfristig wir-
kende Veränderungen in der Schule 
und die Durchsetzung von Chan-
cengleichheit ist eine neue Philoso-
phie, also ein anderes Verständnis 
von Integration. Deutschland defi -
niert sich erst seit jüngstem als Ein-
wanderungsland. 

Neue Atmosphäre bedeutet auch, 
dass kulturelle, sprachliche oder re-
ligiöse Andersartigkeit als normal 
begriffen wird. MigrantInnen ver-
fügen über spezifi sche Erfahrungen 
und Fähigkeiten, die nicht brachlie-
gen dürfen. 

Um eine solche Atmosphäre zu 
schaffen, müssen deutliche Sig-
nale in unterschiedlichen Hand-
lungsfeldern gesetzt werden. D.h., 
dass über Lehren und Lernen in 
mehrsprachigen Gruppen grund-
sätzlich neu nachgedacht werden 
muss. Einzelne Maßnahmen zur 
Förderung an Schulen bei im Kern 
unverändertem schulischem Re-
gelbetrieb reichen nicht aus. Nicht 
die SchülerInnen müssen sich 
der Schule anpassen, umgekehrt: 
Schule muss sich an Kindern und 
Jugendlichen ausrichten.

AG 2: Prekarisierung, 
Arbeit, Integration
Integration ist eine gemeinsame 
Aufgabe. Migranten werden nicht 
immer als vollwertige Partner aner-
kannt. Hierbei waren das Beharren 
auf dem Gastarbeiterstatus, mut-
tersprachlicher Unterricht, Einrich-
tungen und Medien der Türkei und 
BRD nicht hilfreich. Betriebe leiste-
ten einen konstruktiven Beitrag. Ei-
nen integrativen Rückschritt stellt 
die Prekarisierung von Arbeit dar.

Die Deregulierung des Arbeits-
marktes betrifft vor allem Migran-
tInnen. In Köln erhalten ca. 40.000 
MigrantInnen aufstockendes ALG 
II trotz Vollzeitarbeit. Den Gastar-
beiterInnen fehlte es mangels aus-
reichender Bildung, da sie zumeist 
aus ländlich-unterentwickelten Ge-
bieten kamen, an Arbeiterkultur. 
Deshalb duldeten sie, als billige 
Arbeitskräfte angesehen und von 
den Gewerkschaften nicht entspre-
chend vertreten zu sein. Sie erhiel-
ten weitaus schlechtere Verträge. 
Wichtige Forderungen sind daher:

gleichberechtigte Mitarbeit auch  −
in Funktionen, z.B. im Personalrat, 
Betriebsrat etc.;

offener, ehrlicher Umgang mit  −

Problemen und klare Positionen 
z.B. im Konfl ikt Kurden/Türken;

durch gemeinsame Aktionen  −
wie z.B. Mindestlohn und gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit zur Förde-
rung gegenseitiger Akzeptanz;

Solidarität, politische & wirt- −
schaftliche Förderung & Gleichbe-
rechtigung.

AG 3: Stadtteil, Sozial-
raum, Integration
In öffentlichen, politischen, media-
len Diskussionen wird Integration 
häufi g als Konstruktion von Kon-
fl ikten und Problemen dargestellt. 
Wir fordern ein grundlegendes 
Umdenken. Migranten sind vielsei-
tigen Problemen ausgesetzt, doch 
sie leisten einen Beitrag für die Ge-
staltung der Gesellschaft. Migran-
tenInnen sind nicht Objekte, son-
dern gleichberechtigte Subjekte.

Das Kölner Beispiel zeigt, welch 
wichtige Aufgabe Veedel im Integ-
rationsprozess übernehmen. Hier 
entsteht Dynamik für ein solidari-
sches und soziales Miteinander. In 
Stadtteilen wie Mülheim, Kalk etc. 
leistet dieses Potenzial einen zen-
tralen Beitrag in der Entwicklung 
einer solidarischen Stadt. Segrega-
tion in den Stadtteilen hat soziale, 
politische und ökonomische Grün-
de. Stadtteile mit hohem Migran-
tenanteil dürfen nicht zu sozialen 
Explosionsorten diffamiert und zur 
Zielscheibe von Rechtspopulisten 
gemacht werden. Gerade hier haben 
MigrantInnen mit Eigeninitiative 
viel geleistet und das gesellschaftli-
che Bild mit verändert und geprägt. 
Es sind transnationale Räume und 
Netzwerke entstanden.

Zu diskutieren sind Problem- und 
Handlungsfelder wie gesellschaftli-
che Isolation, Wohnungs- und So-
zialpolitik, sprachliche Barrieren, 
Stadtteilinitiativen. In der Sozialrau-
marbeit sind nicht nur die Akteure, 
sondern auch die BürgerInnen ak-
tiv einzubinden: MigrantInnen und 
Nicht-MigrantInnen müssen im 
Stadtkontext mehr zusammenkom-
men. Gemeinsame Interessen und 
Handlungsfelder sind wichtig. Die 
künstlichen Debatten um Segrega-
tion und Ghettos gehen an den ei-
gentlichen Problemen vorbei.

Integration stärkt Köln
Von Claudia Borchard, Kemal Bozay, Özlem Demirel, Martin Zorn
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Vom 19. bis 21. September wollte 
die rechtsextreme Bürgerbewegung 
„Pro Köln“ einen aufsehenerregen-
den, europaweiten Kongress „Ge-
gen die Islamisierung und Türkisie-
rung Europas“ durchführen und so 
den Startschuss für den Kommu-
nalwahlkampf 2009 einläuten.

Aufsehen wurde an diesem Wo-
chenende in Köln tatsächlich er-
regt. Jedoch nicht „Pro Köln“ und 
ihre Gäste sorgten hierfür, sondern 
vielmehr die KölnerInnen und die 
aus der ganzen Bundesrepublik 
angereisten AntifaschistInnen, die 
gemeinsam gegen „Pro Köln“ auf-
gestanden sind. Gemeinsam haben 
sie das Verbot des Kongresses mit 
„zivilem Ungehorsam“ erzwungen.

Breite Bündnisse ...
Die beiden schnell gegründeten 
Bündnisse gegen den Anti-Islami-
sierungskongress, in denen Ge-
werkschaften, Kirchen, verschiede-
ne Parteien sowie antirassistische 
und antifaschistische Organisatio-
nen vertreten waren, hatten ihre Ar-
beit schon im März aufgenommen 
und offen angekündigt, die Veran-
staltung blockieren und verhindern 
zu wollen. Sie haben es auch ge-
schafft, eine breite Unterstützung 
in der Bevölkerung zu erlangen. So 
war die Beteiligung an der Blockade 
am Wochenende um vieles größer 
als die an „klassischen“ antifaschis-

Null Toleranz für Nazis!
Von Özlem Demirel + Benni Wernigk tischen Gegendemonstrationen ge-

gen Naziaufmärsche und mündete 
in eine Massenveranstaltung.

... „Pro Köln“ verliert
Die selbsternannte Bürgerbewe-
gung und ihre geladenen Gäste 
von anderen europäischen rassisti-
schen Vereinigungen und Parteien 
wurden von der Kölner Bevölke-
rung nicht mit der für Köln üblichen 
Gastfreundschaft empfangen. „Kein 
Kölsch für Nazis“, meinten Kölner 
Wirte. Die Busse, die die Rassisten 
durch verschiedene Veedel in Köln 
– meist „soziale Brennpunkte“ mit 
einem hohen Anteil an Migran-
tInnen – fahren sollten, standen 
hierzu nicht bereit. TaxifahrerInnen 
weigerten sich, die Rassisten zu be-
fördern, und auch in Kölner Hotels 
gab es keinen Platz für sie. Nicht 
zuletzt blockierten die KölnerInnen 
alle Zufahrtswege und Gassen zum 
Heumarkt und verhinderten somit, 
dass Neonazis zu der angekündig-
ten Veranstaltung durchkamen.

Ob jung oder alt, Frau oder 
Mann, Kommunisten, Sozialisten, 
Demokraten, Moslems, Juden oder 
Christen, alle gemeinsam sind auf-
gestanden. Sie alle haben ihren Bei-
trag dazu geleistet, den Rassisten 
die „rote Karte“ zu zeigen.

Vorstand und führende Mitglie-
der von „Pro Köln“ dachten, sie 
könnten die Vorurteile gegen den 
Islam, die seit dem 11. September 

verschärft kursieren, nutzen, um 
die Bevölkerung zu spalten und 
sich selbst zu stärken. Doch die 
KölnerInnen haben dies durch-
schaut und dazu beigetragen, dass 
„Pro Köln“ „auf die Nase fi el“.

2004 hatte „Pro Köln“ es noch 
geschafft, mit islamophoben Paro-
len und unter dem Deckmantel ver-
meintlicher Religionskritik gegen 
den Bau einer Kölner Moschee zu 
hetzen. So wandelten sie vorhan-
dene Ängste in Wählerstimmen um 
und zogen in Fraktionsstärke in den 
Rat der Stadt Köln ein. Diesmal ist 
die Rechnung nicht aufgegangen.

Soziale Frage angehen!
Dieser Erfolg muss verwendet wer-
den, um im Zusammenleben von 
Menschen aus 180 Nationen, die 
in dieser Stadt leben, Hürden zu 
überwinden. Diese liegen nicht, 
wie von Rassisten behauptet, in der 
Verschiedenheit der Kulturen, son-
dern in der sozialen Frage. Die Ge-
sellschaft kann Rassisten und Fa-
schisten nur dadurch bekämpfen, 
dass für jeden Menschen gesicher-
te Arbeit und Zukunftsperspektiven 
in Bildung und Ausbildung gewähr-
leistet sind. Es geht um Gemein-
samkeiten, nicht um Unterschiede!

Der Kampf gegen „Pro Köln“ geht 
weiter. Das Zusammenleben muss 
gestärkt, Vorurteile abgebaut, die 
Grenze zwischen oben und unten 
erkannt und gleiche Rechte für alle 
erkämpft werden. Bis dahin ist es 
noch ein langer Weg.

Besuch bei DITIB
Am 19.09. beteiligten sich Vertreter 
der Kölner LINKEN an der Men-
schenkette zum Schutz vor Angrif-
fen auf die Moschee. Zuvor führten 
Hans Günter Bell, Sprecher, und 
Sengül Senol, stellv. Sprecherin der 
LINKEN Köln, sowie Nijat Bakis 
und Benjamin Wernigk ein Ge-
spräch mit dem DITIB-Vorsitzen-
den Sadi Arslan am Bauplatz der 
neuen Moschee.

In diesem Gespräch wendeten 
sie sich gegen jede Form von Dis-
kriminierung und Ausgrenzung 
zum Nachteil der Muslime und tra-
ten für ein Köln des interkulturellen 
Gemeinschaftslebens ein.

Auf dem Foto v. l. n. r.: N. Bakis, H.G. Bell, S. Arslan, S. Senol, B. Wernigk.



Der Kreisverband, der AK „Kunst, Kultur, Medien“ und die Rats-
fraktion DIE LlNKE. Köln laden daher ein zur Veranstaltung:

„Die Zukunft von ARD/ZDF“
Samstag, 25. Oktober 2008, von 13 bis 15 Uhr,
im Senatshotel, Unter Goldschmied 9-17, 50667 Köln,
Nähe Spanischer Bau / Historisches Rathaus.

Es diskutieren:
Prof. Dr. Lothar Bisky ⇒ , Parteivorsitzender und medienpolitischer 
Sprecher der Bundestagsfraktion DIE LINKE

Prof. Dr. Jörg Becker ⇒ , Hochschullehrer und Geschäftsführer des 
Kom-Tech-Instituts Solingen

Ulrich Timmermann ⇒ , Leiter des Verbindungsbüros der Intendantin 
WDR Köln

Grahame Lucas ⇒ , Leiter der Südasienredaktion DW-Radio Bonn

Moderation: Sengül Senol, stellv. Sprecherin KV Köln
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Der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
in Deutschland sieht sich seit Jah-
ren in einem immer komplizierte-
ren Spannungsfeld: vor allem zwi-
schen dem EU-Wettbewerbsrecht 
und dem deutschen Medienrecht 
nach § 5 GG, aber natürlich auch 
zwischen dem privatwirtschaftli-
chen Markt- und dem öffentlich-
rechtlichen Gemeinwohlmodell. 
Ein weiteres Spannungsfeld liegt 
im Zuständigkeitskonfl ikt für den 
Rundfunk als Dienstleistung bei 
der EU und als Kultur bei Bundes-
regierung und Bundesländern.

Im Auftrag der Bundestagsfrakti-
on der LINKEN untersuchten Prof. 
Jörg Becker u.a im vergangenen 
Jahr die Situation und Zukunft des 
Medienrechts und der Medienpo-
litik in Deutschland und der EU, 
insbesondere die des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks.

Öffentlich = privat?
Hat sich der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk in seiner internen und 
externen Handlungslogik seiner 
privaten Konkurrenz so weit ange-
nähert, dass er damit seinen Ge-
meinwohlstatus gefährdet? Und 
kann das von der EU-Kommission 
ausgeübte Wettbewerbsrecht dem 
Kulturcharakter des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks in Deutsch-
land überhaupt gerecht werden?

Demokratie braucht öffentliche 
Diskussionsmöglichkeiten. Es stellt 
sich allerdings die Frage, inwieweit 
die öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten ihren aus Art. 5 GG 

abgeleiteten Grundversorgungsauf-
trag heute noch umsetzen. Die Ant-
worten fallen je nach Untersuchung 
sehr unterschiedlich aus.

Kritische ZuschauerInnen stim-
men möglicherweise einer Lang-
zeituntersuchung zwischen 1980 
bis 1993 zu, dass sich das TV-Pro-
gramm von ARD und ZDF einseitig 
der privaten Konkurrenz angepasst 
habe: Im öffentlich-rechtlichen Be-
reich hätten Unterhaltungsangebo-
te zu- und Informationsangebote 
abgenommen. In den Programmen 
von ARD und ZDF wurden nach 
einer anderen Untersuchung von 
1997 Bildung, Ausbildung, Technik, 
Europäische Integration, Wissen-
schaft, Steuergeldverschwendung, 
Verfassungs- und Parlamentsre-
form, Umbau des Sozialstaates und 
Umweltpolitik als Themen deutlich 
vernachlässigt.

Eine dritte Untersuchung aus 
2003/2004 kommt zum Ergebnis, 
dass der Anteil von politischen Ma-
gazinen und Reportagen in diesem 
Zeitraum bei der ARD um 10,8 % 
und beim ZDF um 6,3 % sank. In 
der noch engeren Gruppe von po-
litischen Sendungen mit kontrover-
sen Themen verringerte die ARD 
ihren Anteil zur gleichen Zeit von 
23,4 % auf 16,9 % und das ZDF von 

23,4 % auf 19,9 %. Zwei Jahre spä-
ter kommt dasselbe Institut zum 
Ergebnis, dass in Nachrichtenma-
gazinen immer weniger über Poli-
tik und immer mehr über Human-
Touch-Themen gesprochen wird.

Umgang mit Themen
Das Gutachten der Linksfraktion 
kritisiert darüber hinaus den Um-
gang des öffentlich-rechtlichen 
Fernsehens mit drei Themen:

der Anteil von Gewaltdarstellun- −
gen in Nachrichten- und politischen 
Informationssendungen nimmt zu.

die Berichterstattung über  −
Rechtsextremismus emotionalisiert 
und bleibt reaktiv, statt refl ektiv zu 
wirken.

Frauen sind in fi ktionalen Pro- −
grammen quantitativ unterprä-
sentiert, werden in traditionellen 
Rollen gezeigt und haben weniger 
dramaturgisches Gewicht.

Ist in all dem bereits eine Ten-
denz zur Boulevardisierung von 
ARD und ZDF und zur Gefährdung 
ihres Grundversorgungsauftrags 
zu sehen? Wie sollte, wie kann die 
Zukunft des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunksystems im Spannungs-
feld gegenläufi ger Interessen aus-
sehen? Dies gilt es zu diskutieren.

Die Zukunft von ARD und ZDF:
Öffentlich-rechtlicher Rundfunk zwischen Qualität und Quote

Von Sengül Senol und Dieter Wernig

Lothar Bisky


